
* CDU Nordrhein-Westfalen UiD 8/1988 

Aktionstage am 15. und 16. April 

Ja zum Leben - 
Schutz des ungeborenen Kindes 
^ie CDU Nordrhein-Westfalen bezieht Position 

E)as menschliche Leben ist Leben von Anfang an. Jeder, auch das ungebo- 
ene Kind, hat ein Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Es ist 
nser vorrangiges Ziel, diese Rechte durch soziale und gerechte Maßnahmen 
^ gewährleisten. 
.Nach unserer Auffassung ist das Lebensrecht des ungeborenen Kindes ein 
Jheres Rechtsgut als das Selbstbestimmungsrecht der Frau. 
p  Wir verkennen nicht, daß es schwerwiegende Konfliktlagen gibt und 
rauen durch Austragen ihres Kindes überfordert sind. CDU-Politik will sich 

j T Not der Menschen annehmen, soll Notlagen vermeiden helfen und so das 
e°en schützen. 

t   Mehr als bisher ist zu berücksichtigen, daß der Vater ebenso wie die Mut- 
^ zum Entstehen des neuen Lebens beigetragen hat, und beide im gleichen 

aße Verantwortung zu tragen haben. 

s-   Beratungsstellen dürfen nur dann anerkannt und gefördert werden, wenn 
entsprechend der Grundsatzentscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

UJ*} l5- Februar 1975 zugunsten des Lebens beraten, über Hilfen informieren 
J*d diese vermitteln. 

Ve Es ist unser Ziel, die familienpolitischen Rahmenbedingungen auf den 
^ Schiedenen Ebenen der Gesellschaft zu verbessern. 
1^ Politische Entscheidungen, gesetzgeberische Schritte, staatliches Handeln 
tu 

nen viel bewirken, jedoch persönliche Zuwendung, Liebe und Verantwor- 
. n§ nicht ersetzen. 
H   uas in öffentlichen Resolutionen oft eingeforderte „Ja zum Kind" geht 
I   aUe an und fordert uns heraus zu praktizierter Solidarität. 
L^,   le Änderung des Bewußtseins in unserer Gesellschaft zugunsten des 
scu ensrechts des ungeborenen Kindes ist für die CDU eine zentrale politi- 

e Aufgabe. 
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Blüm: Strukturwandel in der 
Landwirtschaft 
In einer Rede auf der Akademietagung 
zur „Zukunft der Landwirtschaft" in 
Bonn-Röttgen hat der Vorsitzende der 
CDU NRW, Bundesarbeitsminister Nor- 
bert Blüm, den Kapazitätsabbau in der 
Landwirtschaft als unausbleibliche Kon- 
sequenz der Schwierigkeiten auf dem 
europäischen Agrarmarkt bezeichnet. 
Der erforderliche Kapazitätsabbau könne 
aber nicht allein über die Preispolitik 
erreicht werden: Dies hätte einen radika- 
len Verdrängungswettbewerb der Großen 
zu Lasten der Kleinen zur Folge. Blüm 
wörtlich: „Wir wollen den bäuerlichen 
Familienbetrieb und nicht die Agrarfabrik. 
Um ihn zu erhalten, um beim Strukturwan- 
del zu helfen, sind ähnlich wie bei Kohle 
und Stahl staatliche Flankierungen nötig." 
Um die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Landwirtschaft dauerhaft zu 
sichern, schlägt Blüm u. a. vor: 
Q Jede weitere einzelbetriebliche Kon- 
tingentierung über die Milchquoten hin- 
aus muß vermieden werden. Sie verlagert 
nämlich den Verdrängungswettbewerb in 
andere, noch nicht reglementierte Pro- 
duktionsbereiche. Dies geht zu Lasten 
der Betriebe, die geringe oder keine Pro- 
duktionskontingente haben. 
Q Auf der Basis freiwilliger Verträge sol- 
len bei einem entsprechenden Einkom- 
mensausgleich Ackerflächen aus der Pro- 
duktion genommen werden. Eine obliga- 
torische Teilflächenstillegung lehnen wir 
ab — sie wirkt strukturkonservierend und 
erfordert hohe Aufwendungen je 
Flächeneinheit. 

Q Durch die Vorruhestandsregelung 
wollen wir den Strukturwandel im Gene 
rationswechsel erleichtern und damit o» 
Stillegung von Betrieben ermöglichen 
und sozial flankieren. 

0 Wir wollen mit Maßnahmen der 
Steuerpolitik die Betriebsaufgabe und -" 
als sanftere Form — den Übergang zum 

Nebenerwerb erleichtern. 

0 Außerdem wollen wir, daß nachwac 

sende Rohstoffe in Forschung und En 
wicklung nachhaltig gefördert werden- 
Dies eröffnet bäuerlichen Betrieben ne 
Produktions- und Absatzchancen. 

DAS ZITAT 
„Ich bin überzeugt: Die Bürger in Nora 

rhein- Westfalen erkennen immer menr<   , 
daß die Union — die neue Union in ^°   ß 
rhein- Westfalen die einzige politische 
in diesem Lande ist, die Verantwortung 
und Zukunftsperspektiven wieder zum 
Bestandteil der nordrhein-westfälische 
Politik machen kann . . . Die nordrhe"1' 
westfälischen Mitglieder unserer gernei 
men CDU/CSU-Bundestagsfraktion si 
nicht nur zahlenmäßig ein entscheiden 
Faktor für unsere Politik in Bonn. Ich 
erlebe sie auch als Stütze, wenn es da 
geht, wichtige Grundsätze unserer Fra 
tionsarbeitzu verwirklichen." jef 

Alfred Dregger, Vorsitzen«* 
CDU/CSU-Bundestagstr» 
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^DA-Landestagung: 

Für die Interessen der Arbeitnehmer 
j*°4 Delegierte und über 200 Gäste 
J^ interessierte Teilnehmer sind am 
ojjnstag, dem 5. März 1988, nach 

berhausen zur Landestagung der 
pjM Nordrhein-Westfalen angereist. 
L.VA-Landestagung als Meinungs- 
i °rse, an der sich jeder beteiligen 
*°önte. 

yer CDA-Landesvorsitzende Wolfgang 
K
0

^» MdB, stellte seinen politischen 
ericht unter drei Leitsätze: 

*   >i" mahnen: Die Bekämpfung der 
ri
rbeitslosigkeit bleibt Aufgabe Nr. 1. Wir 

2^en uns nicht damit ab, daß über 
Millionen Menschen keine Beschäfti- 

^ n§ haben. Wir wollen weitere Schritte 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 

d zwar heute und jetzt. 
L!

1
"feiern: Die Ruhrgebietskonferenz 

t."1 Bundeskanzler war ein großer 
ö
to'g für die Menschen in NRW. Statt 

^Pression und Resignation gibt es wie- 
5Ü /*°ffnung und Zuversicht. Das ist 
^cn ein Verdienst der CDA. Sie war 
'Ti v   Unc* 'mPulsgeDer ^er Gespräche 

Kanzleramt. 
%\ - mPfen: Die Bundesrepublik ver- 
heft ÜlDer ein leistungsfähiges Gesund- 
\y . ^esen. Es gehört zu den besten der 
>ji|." Wir kämpfen dafür, daß dieses frei- 
v0„'ie Gesundheitswesen nicht zur Beute 

^ruppeninteressen wird.' 
ver^.essozialsekretär Ralf Lindemann 
bes 

les >n seinem Organisationsbericht 
^.n^ers auf die steigenden Mitglieder- 

en des letzten Jahres, auf die 21 neu- 

gegründeten Betriebsgruppen seit Sep- 
tember 1987 und die außerordentlich 
guten Ergebnisse der Betriebs- und Perso- 
nalratswahlen im Frühjahr 1987. 
Mit den vorliegenden Anträgen forderten 
die CDA-Delegierten die Verlängerung 
und Verbesserung des Vorruhestandsge- 
setzes, weitere Entlastungen der Familien 
durch Verlängerung von Erziehungsgeld 
und Erziehungsurlaub, Einbeziehung der 
geringfügig Beschäftigten in die Sozial- 
versicherungspflicht. 
In einem Positionspapier des Landesvor- 
standes stellt sich die CDA hinter die 
Reform des Gesundheitswesens von Bun- 
desarbeitsminister Norbert Blüm, for- 
derte aber Verbesserungen im Gesetzent- 
wurf. 
Das einstimmig verabschiedete Positions- 
papier „Arbeit für alle" gliedert sich in 
einen bundes- und einen landespoliti- 
schen Teil. 
Es enthält die Forderungen nach baldiger 
Durchführung von Umweltschutzinvesti- 
tionen und Altlastenbeseitigung; bran- 
chenspezifischen Arbeitszeitverkürzun- 
gen und Vorruhestand als unverzichtbare 
Elemente der Arbeitsmarktpolitik; Ver- 
mehrung von Teilzeitarbeitsplätzen; 
Erweiterungen der Qualifizierungs- und 
Eingliederungsinstrumente für Langzeit- 
arbeitslose und die Verbesserung der 
Infrastruktur der ländlichen Problemre- 
gionen in der regionalen Wirtschaftsför- 
derung. 
Der Beitrag aller Beschäftigten wird 
angemahnt durch den Verzicht auf ein 
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Ein großer Schritt nach vorn 
Raumfahrtagentur kommt nach NRW 
Als Norbert Blüm mit dem Landesvor- 
stand anläßlich der letzten Sitzung die 
Deutsche Forschungs- und Versuchsan- 
stalt für Luft- und Raumfahrt e. V. 
besuchte, war ein „Geschenk" Bonns für 
Nordrhein-Westfalen schon bekannt: 
NRW wird Sitz der Deutschen Raum- 
fahrtagentur. Diese Entscheidung ist vor 
allem dem Einsatz der CDU zu verdan- 
ken. Sie stellt eine konkrete Hilfe zur 
Modernisierung der Wirtschaft in NRW 
dar. 
Die Raumfahrtagentur ist aber nicht die 
einzige Leistung der Bundesregierung 
zum Aufschwung der Zukunftstechnolo- 
gie in Nordrhein-Westfalen. Der Vorsit- 
zende des Landesfachausschusses für 
Wirtschaft, Forschung und Technologie, 
Dr. Jürgen Rüttgers MdB, stellt hierzu 
fest: 
Seit 1982 hat der Bundesforschungsmini- 
ser insgesamt 221 Millionen Mark für 
Weltraumforschung nach Nordrhein- 
Westfalen vergeben. Die jährlichen Mit- 
tel haben sich von 22 Millionen Mark 
(1982) auf 44 Millionen Mark (1987) ver- 
doppelt. Die Weltraumforscher in Hoch- 
schulen und anderen Forschungseinrich- 
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Prozent der Tariferhöhung für einen Soli- 
daritätsfonds, in den auch die Arbeitge- 
ber einzahlen, zur Schaffung von zusätzli- 
chen Arbeitsplätzen. 
Längere Grußansprachen hielten der 
CDU-Landesvorsitzende Dr. Norbert 
Blüm und der CDA-Bundesvorsitzende 
Ulf Fink. 

tungen Nordrhein-Westfalens haben 
dard einen international anerkannten Stan 

erreicht. Doch bei der industriellen Nu1' 
zung steht Nordrhein-Westfalen bisher 
im Abseits: 
• An Wissenschafts- und Forschungs^111' 
richtungen fließen 90 Prozent der Welt- 
raumfördermittel des Bundes für NRW' 
an Unternehmen lediglich sieben Pro' 
zent. 
• Von 30 mittelständischen Unterneh- 
men, die sich an den Raumfahrtgroßpr 

grammen Spacelab und Ariane I bis 1 
beteiligten, stammt nur eines aus Nord- 
rhein-Westfalen. 
Diese industrielle Schieflage Nordhein; 
Westfalens in der Raumfahrt muß k°rr' 
giert werden. Das Interesse der Indusf 
ist vorhanden. Es fehlt ein weltraump0 

tisches Gesamtkonzept der Landesreg' 
rung. Die CDU Nordrhein-Westfalen n 

bereits vor einigen Monaten vorgescn 
gen, 
• ein Weltrauminstitut NRW als Infor- 
mations-, Beratungs- und Vermittlung 
stelle für Hochschulen, Forschungsem- 
richtungen und Unternehmen zu erric 
ten, 
• die weltraumbezogenen Forschung 
pazitäten an unseren Hochschulen zü 

stärken, 
• gemeinsame Experimente zwische 
Hochschulen und der Stahlindustrie z 
Entwicklung neuer Werkstoffe im We 
räum zu fördern. 
Die jüngsten Beschlüsse der Europa1' ^ 
sehen Raumfahrtagentur ESA werden 
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Zur Diskussion gestellt 
»,e* Landesvorsitzende der Jungen 
u«»on NRW, Ronald Pofalla, hat 
."tang März in einem Thesenpapier 

°rschläge unterbreitet, wie das Ver- 
j/?Uen in politische Führung nach der 

e'er Wahlkampfaffäre wiederge- 
^ "nen werden kann. Aussagen zum 
gehenden Ämterfilz oder zu Macht- 
L rteUen innerhalb der Parteien sollen 
Dni^en' w'e dringend eme Reform des 
Q ''tischen Systems an Haupt und 
^ ,edern vorgenommen werden muß. 
. cnfolgend ein kurzer Auszug aus 

s 5."roschüre, die bei der Landesge- 
^äftsstelle der JU NRW, Wasser- 
J r*ße 5, 4000 Düsseldorf 1, angefor- 
ert werden kann. 

^ese: Gestaltende und 
pUnftsorientierte Politik - 

vatt Postenerhalt und 
'"terübernahme - muß wieder 

.Erstes Ziel der Parteien 
^rden 
Dem ^ umgang der Parteien mit ihren 

eikern" ist bekannt. Sie gelten als 

A tS?en Raumfahrtindustrie wichtige 
Sc. räge und einen technologischen 
dje ?" nach vorn bringen. Deshalb muß 
S0   

andesregierung jetzt aktiv werden. 
h0 *l werden die Mittel und das Know- 
Da ?n unserem Land vorbeilaufen. 
J^t wäre auch das Startkapital 

spj . m^ahrtagentur" leichtfertig ver- 

„Unruhestifter", als „destruktiv" und als 
„parteischädigend". Alle Parteien in der 
Bundesrepublik Deutschland haben zu 
ihnen ein gestörtes Verhältnis. Als 
Namen können hier angeführt werden: 
Kurt Biedenkopf, Erhard Eppler, Ralf 
Dahrendorf und Otto Schily. Allen ist 
gemein, daß sie trotz ihrer intellektuellen 
Fähigkeiten und ihrer Innovationsfähig- 
keit nicht die geeigneten Möglichkeiten 
erhalten, auf die innerparteiliche Partei- 
programmatik und die Strategie Einfluß 
zu nehmen. 

These: Die Parteitage als 
degenerierte 
Abstimmungsmaschinerie 
müssen der Vergangenheit 
angehören 
In allen Parteien in der Bundesrepublik 
Deutschland sind die Parteitage als ober- 
stes beschlußfassendes Gremium vorgese- 
hen. Demnach sollten die Parteitage der 
eigentliche Ort der politischen Willensbil- 
dung sein. Die „Alltagspraxis" sieht 
jedoch völlig anders aus. Langatmige 
Berichte, Auftritte von Führungspersonen 
als bloßes Ritual und langweilige 
Geschäftsordnungsdebatten prägen, von 
Ausnahmen abgesehen, die Parteitage auf 
allen Ebenen. 
Instrumente wie die Antragskommission 
werden vom übermächtigen Vorstand als 
Kampfmittel zur Verhinderung von spon- 
tanen und kontroversen Debatten einge- 
setzt. Geschäfts- wie Verfahrensordnun- 
gen sind überhäuft mit Regeln, die die 
Einbringung von Anträgen erschweren. 
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Parteitage in Deutschland sind zu Har- 
monieveranstaltungen zur Sicherung und 
Machterweiterung der Vorstände verkom- 
men. 

These: Große Gremien 
begünstigen Machtkartelle 
Diese These erscheint widersprüchlich, 
wird jedoch durch die Praxis bestätigt. 
Die große Zahl von Gremienmitgliedern 
erweckt den Eindruck der Beteiligung 
vieler an der politischen Willensbildung. 
Mit der Größe der Gremien nimmt 
jedoch der Anteil der an den Entschei- 
dungsprozessen Beteiligten ab, da die 
Kontrolle dieser Prozesse immer schwie- 
riger und somit die politische Professio- 
nalität gefördert wird. 
Es gilt daher die Satzungsregeln der Par- 
teien so zu gestalten, daß wieder durch- 
sichtige und auf breite Beteiligung ange- 
legte Arbeitsformen in den Gremien mög- 
lich sind und nicht wenige alles zu ent- 
scheiden haben, obwohl die Anzahl der 
Gremienmitglieder hoch ist. 

These: Die Listenplatzvergabe 
verkommt als Instrument zur 
Absicherung unsicherer 
Wahlkreisinhaber und einiger 
weniger Parteiführer 
Führungspersönlichkeiten der Wirtschaft, 
Wissenschaft, Medizin usw. gehören dem 
Deutschen Bundestag heute nur noch als 
Ausnahmeerscheinung an, und führende 
Gewerkschafter sind deshalb zum Teil zu 
blassen Funktionären geworden, weil sie 
neben der Parlaments- und der Gewerk- 
schaftsarbeit nun auch noch Wahlkreis- 
und Parteiarbeit leisten müssen. 

Informationen 
Die CDU-Landtagsfraktion hat am 
30. April 1987 eine Fachtagung 
„Kleine Schulen" veranstaltet. 
Die Referate, die bei dieser Fachta- 
gung gehalten wurden, sind jetzt 
dokumentiert. Vor dem Hintergrund 
der aktuellen schulpolitischen Ent- 
wicklung, z. B. drohende Schulschlie- 
ßungen, Schulfriedensgesetz von 
CDU und FDP, sind die Ergebnisse 
dieser Tagung für die politische Arbe 

von Interesse. 
Exemplare der Dokumentation kön- 
nen bei der CDU-Landtagsfraktion, 
Haus des Landtags, 4000 Düsseldorf >< 
angefordert werden.   

Die Listenplatzvergabe — als einziger 
Ausweg aus diesem Dilemma — mu'J 

daher in den Parteien als Instrument z 
Einzug von Persönlichkeiten in das " 
ment wieder neu begriffen werden un   r 
darf nicht verkommen als Instrumen 
Absicherung von unsicheren Wahlkre 
inhabern und einiger weniger Parten 
rer. Es darf aber eben erst recht nicn 
begriffen werden zur Verhinderung v0 

Persönlichkeiten, weil der Wahlkreis »   . 
unabdingbare Voraussetzung für die 
nähme auf die Liste gilt. 

These: Die Anzahl der 
Mandatsträger muß halbiert 
werden hat 
Durch die kommunale Gebietsreform   f 

sich in den letzten Jahren die Anzan ^ 
Mitglieder eines einzelnen Rates en       e 

erhöht. Allerdings hat die Größe ^^z 
nicht zu einer Erhöhung der Transp 



Ü'D 8/1988 CDU Nordrhein-Westfalen 

^ Effektivität der Entscheidungen 
• tührt, sondern diese sogar erheblich 
^e'nträchtigt. 

j"r brauchen nicht eine hohe Anzahl von 
j' ,r>terbänklern", sondern kleinere Par- 
fj   ente, wo alle an der Entscheidungs- 
ndung beteiligt sind. 

*tese: Die Diätenregelung ist 
^gerecht, überholt und fördert 
!a$ Mittelmaß in den 

aflamenten 
• e Praxis des deutschen Diätensystems 

zu drei Erscheinungen geführt: 
u,. Ur Führungspersönlichkeiten aus 

ISsenschaft und Wirtschaft bedeutet 
lj £er Diätensystem eine zum Teil erheb- 
b.116 finanzielle Beeinträchtigung ihrer 
fünfte. 
L    ertreter anderer Berufsgruppen 
stp      en unser Diätensystem als anson- 
. n nie zu erreichende Einnahmequelle. 
dj Je Folge dieser Entwicklung ist nicht 
Je

e r'nanzielle Unabhängigkeit des Politi- 
u   > sondern die Abhängigkeit, diese 
(.Mahnte — und sonst auch nie erreich- 
(j     "— Einnahmequelle durch eine Wie- 
sici^

an' m den Deutschen Bundestag zu 
k ern' was die Abhängigkeit von der 
j.   ei und vom Apparat erhöht. 
iw   Diätensystem muß daher völlig 
he:gestellt werden. Als Vorschlag wäre 
^tdP>,e'SWe'se zu diskutieren, daß jeder 
sej    '0 Prozent mehr erhält, als er vor 

r Parlamentstätigkeit erhalten hat. 
Th 
da^?e.| Kein Mandatsträger 
^h! ^n8er a^s v*er Perioden 
^"" Parlament angehören 
f(iri ^Pisch deutsche Regung, jemanden 

esonders lange Tätigkeit (beispiels- 

25. Todestag von 
Johannes Albers 
Am 8. März jährte sich zum 25. Mal der 
Todestag des Gründers der Christlich- 
Demokratischen Arbeitnehmerschaft, 
Johannes Albers, der auch der erste Vor- 
sitzende der CDA-Sozialausschüsse 
Rheinland war. 
Albers, 1980 in Mönchengladbach gebo- 
ren, war während des Nationalsozialis- 
mus aktiv im Widerstand tätig. Bereits 
1945 eröffnete er das „Büro Albers" auf 
der Breiten Straße in Köln und begann, 
die versprengten Arbeiter- und Gewerk- 
schaftssekretäre aus den christlichen 
Gewerkschaften und der christlich-sozia- 
len Arbeitnehmerbewegung aus dem 
„gesamten Reichsgebiet" zu sammeln. 
Bei der Diskussion über die Frage, ob 
man sich der wiedergegründeten Zen- 
trumspartei oder der neu gegründeten 
CDU anschließen soll, setzte sich Albers 
durch: Die große Mehrheit der christlich- 
sozialen Arbeitnehmervertretung schloß 
sich der CDU an. Im Januar 1946 gründe- 
ten sich auf Einladung von Albers die 
„Sozialausschüsse der CDU/CSU Nord- 
rhein". 
Mit einer Kranzniederlegung und einer 
Gedenkfeier hat die CDA ihres Gründers 
gedacht. 

weise die lange Betriebszugehörigkeit) zu 
ehren, verkennt, daß in der Regel derje- 
nige, der lange Zeit ein und dieselbe 
Tätigkeit ausübt, im besten Fall zwar sehr 
effektiv arbeitet, im Regelfall aber wohl 
betriebsblind geworden ist und hinsieht- 
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lieh der Gestaltung seiner Arbeit eher ein- 
fallslos sein wird. 

Zur Belebung des Parlaments und zur 
Steigerung der inhaltlichen Qualität von 
Politik ist es daher wichtig, die Forderung 
aufzustellen, daß Mandatsträger nicht 
länger als höchstens vier Perioden dem 

Parlament angehören dürfen. Um diese 
Instrument der Begrenzung der Wahlp 
rioden eines Abgeordneten aber nicht 
auch als Verhinderungsinstrument von 
für die Menschen wichtigen Persönlich' 
keiten werden zu lassen, sollten Ausna 
men auf Beschluß des Parteitages mi* 
Dreiviertelmehrheit möglich sein. 

Termine 
18.3. 1988 15.00 Uhr Landesvorstand. Dortmund 
22.3. 1988 17.00 Uhr LFA Wissenschaft Düsseldorf 
18.4. 1988 17.00 Uhr LFA Deutschlandpolitik Düsseldorf 
21.4. 1988 19.00 Uhr LFA Wirtschaft Düsseldorf 
22. 4. 1988 10.00 Uhr Fachkongreß „Technik" Siegen 
23. 4. 1988 10.00 Uhr Fachkongreß „Insolvenzrecht" 

WIV und LACDJ Düsseldorf 
26. 4. 1988 17.00 Uhr IFA Wissenschaft Düsseldorf 
29.4. 1988 15.00 Uhr Landesvorstand Unna 
7.5. 1988 — Fachkongreß „Schule" Werl 

17.5. 1988 14.00 Uhr LFA Kulturpolitik Bielefeld 
26. 5. 1988 18.00 Uhr Vorsitzendenkonferenz Münster 
27. 5. 1988 15.00 Uhr Landesvorstand Düsseldorf 
9.6. 1988 19.00 Uhr LFA Wirtschaft Düsseldorf 

12. 6. bis 16. 6. 1988 Bundesparteitag Wiesbaden 
21.6. 1988 17.00 Uhr LFA Wissenschaft Düsseldorf 
25. 6. 1988 — EAK-Landestagung Kleve 

1.7. 1988 15.00 Uhr Landesvorstand 
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